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Ordentliche Hauptversammlung 
der Cliq Digital AG
Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit 
zu der am Freitag, den 17. Mai 2019, um 10:00 Uhr 
im Hotel Schnellenburg, Rotterdamer Straße 120, 
40474 Düsseldorf, stattfindenden ordentlichen 
Hauptversammlung 2019 der Cliq Digital AG eingeladen.



I. TAGESORDNUNG

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses 
der Cliq Digital AG und des gebilligten 
Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2018, des 
Lageberichts für den Konzern sowie des Berichts 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2018

Die vorgenannten Unterlagen liegen von der 
Einberufung der Hauptversammlung an in den 
Geschäftsräumen der Gesellschaft, Immermannstr. 
13, 40210 Düsseldorf, und in der Hauptversammlung 
zur Einsicht der Aktionäre aus. Auf Verlangen 
werden die vorgenannten Unterlagen jedem 
Aktionär unverzüglich und kostenlos in Abschrift 
per Post oder auf elektronischem Wege überlassen. 
Der Konzernabschluss steht auf der Website der 
Gesellschaft unter www.cliqdigital.com als Teil des 
Geschäftsberichts 2018 zur Verfügung.

2.	Beschlussfassung über die Verwendung des Bi-
lanzgewinns für das Geschäftsjahr 2018

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, zu bes-
chließen:

Der im Jahresabschluss zum 31. Dezember 
2018 ausgewiesene Bilanzgewinn in Höhe von 
EUR11.230.158,78 wird in voller Höhe, also in Höhe 
von EUR 11.230.158,78  auf neue Rechnung vorget-
ragen.

3.	Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Vorstands für das Geschäftsjahr 2018 

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitglie-
dern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2018 Ent-
lastung zu erteilen. 

4.	Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder 
des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2018

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitglie-
dern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2018 
Entlastung zu erteilen. 
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5.	Wahl des Abschlussprüfers und Konzernab-
schlussprüfers für das Geschäftsjahr 2019 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Mazars GmbH & 
Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer und 
Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2019 
zu wählen. 

Der Beschluss über die Wahl des Abschlussprüfers 
begründet keine Prüfungspflicht, die über die geset-
zliche Prüfungspflicht hinausgeht.

6.	Beschlussfassung über die Aufhebung des beste-
henden genehmigten Kapitals, die Schaffung eines 
neuen genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit 
des Ausschlusses des Bezugsrechts der Aktionäre 
und entsprechende Satzungsänderung 

Die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft 
vom 26. August 2016 hat den Vorstand ermächtigt, 
das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats bis zum 25. August 2021 durch 
einmalige oder mehrmalige Ausgabe von bis zu 
1.547.178 neuen auf den Inhaber lautenden Stück-
aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen um bis zu 
EUR 1.547.178,00 zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2016) und das Bezugsrecht der Aktionäre nach näh-
erer Maßgabe von § 7 Abs. 2 der Satzung auszus-
chließen. 

Um die Flexibilität der Gesellschaft bei der Durch-
führung von Kapitalerhöhungen zur Stärkung der 
Eigenmittel zu erhöhen und das Bezugsrecht der 
Aktionäre in einem angemessenen Umfang auszus-
chließen, soll das bestehende genehmigte Kapital 
aufgehoben und ein höheres genehmigtes Kapital 
geschaffen werden.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor zu bes-
chließen:

a)	 Die von der ordentlichen Hauptversammlung vom 
26. August 2016 erteilte Ermächtigung des Vorstands 
zur Ausnutzung genehmigten Kapitals (Geneh-
migtes Kapital 2016) wird aufschiebend bedingt 
auf die Eintragung der unter lit. c) vorgeschlagenen 



Änderung der Satzung in das Handelsregister aufge-
hoben. Bis zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2016 bleiben 
der Vorstand und der Aufsichtsrat berechtigt, diese 
Ermächtigung im Rahmen ihrer Grenzen auszuü-
ben, wobei im Fall einer Ausübung eine Anrech-
nung auf das nachfolgend bestimmte Genehmigte 
Kapital 2019 nach Maßgabe der nachfolgenden Bes-
chlussvorschläge zu Buchstabe b) und c) erfolgt. 

b)	 Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital 
der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
bis zum 16. Mai 2024 durch einmalige oder mehr-
malige Ausgabe von bis zu 3.094.357 neuen auf den 
Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlage um bis zu EUR 3.094.357,00 („Maximal-
betrag“) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2019). 
Der Vorstand kann dabei einen von § 60 Abs. 2 Satz 
3 AktG abweichenden Beginn der Gewinnbeteiligu-
ng bestimmen. Auf den Maximalbetrag ist der an-
teilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der 
auf neue Aktien entfällt, die nach Einberufung dies-
er Hauptversammlung aufgrund der Ausübung des 
Genehmigten Kapitals 2016 ausgegeben werden.

Die neuen Aktien sind den Aktionären grundsätzlich 
zum Bezug anzubieten; sie können auch von einem 
oder mehreren Kreditinstitut(en) oder einem oder 
mehreren ihnen gleichgestellten Institut(en) mit 
der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Be-
zugsrecht). Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen 
auszuschließen:

–	 soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen 
erforderlich ist;

–	 soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern 
von Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. 
von Wandlungs- und/oder Optionspflichten 
ein Bezugsrecht in dem Umfang einräumen 
zu können, wie es ihnen nach Ausübung ihrer 
Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. nach 
Erfüllung ihrer Wandlungs- und/oder Optionsp-
flichten zustehen würde;
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–	 um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, 
Unternehmensteile oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder sonstige Wirtschaftsgüter, 
einschließlich Forderungen, gegen Überlassung 
von Aktien zu erwerben (Kapitalerhöhung 
gegen Sacheinlage); 

–	 soweit die Ausgabe der neuen Aktien gegen 
Bareinlage erfolgt, der auf die neuen Aktien, 
für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, 
entfallende Anteil am Grundkapital sowohl 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch 
im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 
insgesamt zehn vom Hundert des Grundkapitals 
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der 
neuen Aktien den Börsenpreis der Aktien der 
Gesellschaft gleicher Ausstattung im Zeitpunkt 
der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises 
nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 
und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet. 
Auf die Begrenzung von zehn vom Hundert des 
Grundkapitals ist derjenige anteilige Betrag 
des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien 
entfällt, die während der Laufzeit dieser Er-
mächtigung in unmittelbarer, sinngemäßer oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 
ausgegeben oder veräußert werden. Auf die 
Begrenzung von zehn vom Hundert des Grund-
kapitals ist ferner derjenige anteilige Betrag 
des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien 
entfällt, die zur Erfüllung von Verpflichtungen 
aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen, welche während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 
2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden, 
auszugeben sind.

Über die Ausgabe der neuen Aktien, den Inhalt der 
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienaus-
gabe entscheidet im Übrigen der Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats. Der Aufsichtsrat ist 
ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 
dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem geneh-
migten Kapital anzupassen.



c)	 § 7 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu 
gefasst:

„(1)	Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundka-
pital der Gesellschaft mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 16. Mai 2024 durch 
einmalige oder mehrmalige Ausgabe von bis 
zu 3.094.357 neuen auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage 
um bis zu EUR 3.094.357,00 („Maximalbetrag“) 
zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2019). Der 
Vorstand kann dabei einen von § 60 Abs. 2 Satz 
3 AktG abweichenden Beginn der Gewinn-
beteiligung bestimmen. Auf den Maximalbe-
trag ist der anteilige Betrag des Grundkapitals 
anzurechnen, der auf neue Aktien entfällt, die 
nach dem 8. April 2019 aufgrund der Ausübung 
des genehmigten Kapitals, geschaffen durch 
Beschluss der Hauptversammlung vom 26. 
August 2016 („Genehmigtes Kapital 2016“), 
ausgegeben worden sind.

(2)	 Die neuen Aktien sind den Aktionären gr-
undsätzlich zum Bezug anzubieten; sie können 
auch von einem oder mehreren Kreditinsti-
tut(en) oder einem oder mehreren ihnen gle-
ichgestellten Institut(en) mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 
Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen 
auszuschließen:

a)	 soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträ-
gen erforderlich ist;

b)	 soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern 
von Wandlungs- und/oder Optionsrechten 
bzw. von Wandlungs- und/oder Optionsp-
flichten ein Bezugsrecht in dem Umfang 
einräumen zu können, wie es ihnen nach 
Ausübung ihrer Wandlungs- und/oder Option-
srechte bzw. nach Erfüllung ihrer Wandlungs- 
und/oder Optionspflichten zustehen würde;
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c)	 um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, 
Unternehmensteile oder Beteiligungen an 
Unternehmen oder sonstige Wirtschafts-
güter, einschließlich Forderungen, gegen 
Überlassung von Aktien zu erwerben (Kapi-
talerhöhung gegen Sacheinlage); 

d)	 soweit die Ausgabe der neuen Aktien gegen 
Bareinlage erfolgt, der auf die neuen Aktien, 
für die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, 
entfallende Anteil am Grundkapital sowohl 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch 
im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 
insgesamt zehn vom Hundert des Grundka-
pitals nicht übersteigt und der Ausgabebe-
trag der neuen Aktien den Börsenpreis der 
Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung 
im Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabepreises nicht wesentlich im Sinne der 
§§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
unterschreitet. Auf die Begrenzung von zehn 
vom Hundert des Grundkapitals ist derjenige 
anteilige Betrag des Grundkapitals anzurech-
nen, der auf Aktien entfällt, die während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung in unmit-
telbarer, sinngemäßer oder entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG un-
ter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
oder veräußert werden. Auf die Begrenzung 
von zehn vom Hundert des Grundkapitals 
ist ferner derjenige anteilige Betrag des 
Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien 
entfällt, die zur Erfüllung von Verpflichtun-
gen aus Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen, welche während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre gemäß §§ 221 Abs. 
4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden, auszugeben sind.

(3)	 Über die Ausgabe der neuen Aktien, den Inhalt 
der Aktienrechte und die Bedingungen der 
Aktienausgabe entscheidet im Übrigen der 
Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

(4)	 Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung 
der Satzung entsprechend dem Umfang der 



Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital 
anzupassen.“

Der Vorstand hat gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 
Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über 
die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts er-
stattet. Der Inhalt des Berichts wird im Anschluss 
an die Tagesordnung der Einladung zur ordentlichen 
Hauptversammlung bekannt gemacht.
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II.

Bericht des Vorstandes an die Hauptversammlung 
zu Tagesordnungspunkt 6 der Tagesordnung gemäß  
§ 203 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 
2 AktG

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, ein neues 
Genehmigtes Kapital 2019 in Höhe von EUR 3.094.357,00 
zu schaffen. 

Mit der erbetenen Ermächtigung zur Schaffung eines 
neuen Genehmigten Kapitals wird dem Vorstand ein 
flexibles Instrument zur Gestaltung der Unternehmens-
finanzierung eingeräumt. Das vorgeschlagene Geneh-
migte Kapital soll die Flexibilität der Gesellschaft bei 
der Durchführung von Kapitalerhöhungen zur Stärkung 
der Eigenmittel zu erhöhen. Die Gesellschaft soll noch 
besser in die Lage versetzt werden, kurzfristig das für 
die weitere Entwicklung des Unternehmens erforder-
liche Kapital an den Kapitalmärkten durch die Aus-
gabe neuer Aktien aufzunehmen und etwaige günstige 
Marktgegebenheiten zur Deckung eines künftigen Fi-
nanzierungsbedarfes ohne Verzögerungen zu nutzen. 
Daneben soll der Vorstand auch weiterhin die Möglich-
keit haben, sich am Markt bietende Akquisitionschan-
cen für eine Sachkapitalerhöhung zu ergreifen. 

Der Vorstand soll ermächtigt werden, zum Ausgleich et-
waiger Spitzenbeträge das Bezugsrecht der Aktionäre 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats auszuschließen. Die 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für 
Spitzenbeträge eröffnet die Möglichkeit, bei einer Ka-
pitalerhöhung einfache und praktikable Bezugsverhält-
nisse festzusetzen. Spitzenbeträge entstehen, wenn 
infolge des Bezugsverhältnisses oder des Betrages der 
Kapitalerhöhung nicht alle neuen Aktien gleichmäßig 
auf Aktionäre verteilt werden können. Die Spitzenbe-
träge sind im Verhältnis zur gesamten Kapitalerhöhung 
von untergeordneter Bedeutung. Die Beeinträchtigung 
der Aktionäre durch den Ausschluss des Bezugsrechts 
für Spitzenbeträge ist daher im Verhältnis zu den Ver-
fahrensvorteilen für die Gesellschaft zu vernachlässi-
gen. 

Zudem soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 



der Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern von 
Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. von Wand-
lungs- und/oder Optionspflichten ein Bezugsrecht in 
dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Aus-
übung der Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. 
Erfüllung der Wandlungs- und/oder Optionspflichten 
zustehen würde. Schuldverschreibungen müssen zum 
Zwecke der erleichterten Platzierung am Kapitalmarkt 
mit einem Verwässerungsschutz ausgestattet werden, 
der darin besteht, den Inhabern der Schuldverschrei-
bungen bei nachfolgenden Aktienemissionen ein Be-
zugs- oder Umtauschrecht auf neue Aktien einräumen 
zu können, wie es auch Aktionären zusteht. Die Inhab-
er von Schuldverschreibungen werden auf diese Weise 
so gestellt, als wären sie bereits Aktionäre. Damit die 
Schuldverschreibungen einen solchen Verwässerungs-
schutz aufweisen können, muss das Bezugsrecht der 
Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlossen werden. 
Dies erleichtert die Platzierung der Schuldverschrei-
bungen und dient damit den Interessen der Aktionäre 
an einer optimalen Finanzstruktur der Gesellschaft. 
Zudem hat der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten 
der Inhaber von Schuldverschreibungen, die ein Wand-
lungs- und/oder Optionsrecht gewähren bzw. eine 
Wandlungs- und/oder Optionspflicht begründen, den 
Vorteil, dass im Fall einer Ausnutzung der Ermächti-
gung der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die Inhaber 
bereits bestehender Schuldverschreibungen, die ein 
Wandlungs- oder Optionsrecht gewähren oder eine 
Wandlungs- oder Optionspflicht begründen, nicht nach 
den jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibung 
ermäßigt zu werden braucht und auch kein ander-
weitiger Verwässerungsschutz durch die Gesellschaft 
gewährt werden muss. 

Weiterhin soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, 
Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen 
an Unternehmen oder sonstige Wirtschaftsgüter, ein-
schließlich Forderungen, von Dritten gegen Ausgabe 
von Aktien zu erwerben. Durch diese Möglichkeit der 
Aktienausgabe wird der Handlungsspielraum des Vor-
stands im Wettbewerb deutlich erhöht, da insbesonde-
re bei dem Erwerb von Unternehmen und Beteiligun-
gen die zu erbringende Gegenleistung zunehmend in 
Form von Aktien des Erwerbers erbracht wird. Gerade 
bei den immer größer werdenden Unternehmensein-
heiten, die bei derartigen Geschäften betroffen sind, 
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können die Gegenleistungen oft nicht in Geld erbracht 
werden, ohne die Liquidität der Gesellschaft zu stark 
in Anspruch zu nehmen oder den Grad der Verschul-
dung in nicht wünschenswertem Maße zu erhöhen. 
Sollen neue Aktien als Gegenleistung im Rahmen eines 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen, 
Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 
Wirtschaftsgütern ausgegeben werden, kann die Ak-
tienausgabe aus einer Kapitalerhöhung nur unter Auss-
chluss des Bezugsrechts der bisherigen Aktionäre er-
folgen. Der Vorstand soll deshalb in diesen Fällen zum 
Bezugsrechtsausschluss ermächtigt werden. Der Preis, 
zu dem die neuen Aktien in diesem Fall verwendet 
werden, hängt von den Umständen des Einzelfalls ab. 
Der Vorstand wird bei der Festlegung der Bewertungs-
relationen in jedem Fall die Interessen der Aktionäre 
angemessen wahren und sich an den Interessen der 
Gesellschaft ausrichten. Bei der Bemessung des Werts 
der als Gegenleistung gewährten Aktien wird sich der 
Vorstand am Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft 
orientieren. Eine schematische Anknüpfung an den 
Börsenkurs ist jedoch nicht vorgesehen, um insbe-
sondere einmal erzielte Verhandlungsergebnisse nicht 
durch Schwankungen des Börsenkurses wieder in Frage 
zu stellen.

Schließlich soll gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG der Bezugsrechtsausschluss bei einer Ka-
pitalerhöhung gegen Bareinlagen auch zulässig sein, 
wenn der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht 
ausgeschlossen wird, entfallende Anteil am Grundkapi-
tal sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens als auch 
im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung insges-
amt zehn vom Hundert des Grundkapitals nicht über-
steigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 
Börsenpreis der Aktien der Gesellschaft gleicher Auss-
tattung im Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 
Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. 

Hierdurch soll die Verwaltung in die Lage versetzt 
werden, kurzfristig günstige Börsensituationen zu nu-
tzen und auf diese Weise eine größtmögliche Stärkung 
der Eigenmittel der Gesellschaft zu erreichen. Ein 
Ausschluss des Bezugsrechts führt aufgrund der deut-
lich schnelleren Handlungsmöglichkeit erfahrungs-
gemäß zu einem höheren Mittelzufluss als eine vergle-
ichbare Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht. Das beruht 



darauf, dass bei Einräumung eines Bezugsrechts eine 
Bezugsfrist von mindestens zwei Wochen besteht. Die 
Gesellschaft könnte dann nicht kurzfristig auf günstige 
oder ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern 
wäre rückläufigen Aktienkursen während der Bezugs-
frist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft un-
günstigen Eigenkapitalbeschaffung führen können. 
Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine Veröffen-
tlichung des Bezugspreises bis zum drittletzten Tag 
der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu beobacht-
enden Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber 
auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, das zu 
Sicherheitsabschlägen und somit zu nicht marktnahen 
Konditionen führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugs-
rechts wegen der Ungewissheit über den Umfang sein-
er Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten 
beeinträchtigt oder mit zusätzlichen Aufwendungen 
verbunden. Zusätzlich können mit einer derartigen 
Platzierung unter Ausschluss des Bezugsrechts auch 
neue Aktionärsgruppen gewonnen werden. Bei der 
Bestimmung des Grenzbetrages von zehn vom Hun-
dert des Grundkapitals muss auch die Ausgabe neuer 
oder die Veräußerung eigener Aktien der Gesellschaft 
berücksichtigt werden, sofern eine solche in unmit-
telbarer, sinngemäßer oder entsprechender Anwend-
ung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des 
Bezugsrechts erfolgt. Ebenfalls anzurechnen sind die-
jenigen Aktien, die zur Erfüllung von Verpflichtungen 
aus Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
auszugeben sind, welche während der Laufzeit dies-
er Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden. Durch die Begrenzu-
ng auf zehn vom Hundert des Grundkapitals wird der 
für die vom Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre 
eintretende Verwässerungseffekt möglichst gering 
gehalten. Aufgrund des begrenzten Umfanges der Ka-
pitalerhöhung haben die betroffenen Aktionäre die 
Möglichkeit, durch einen Zukauf über die Börse und so-
mit unter marktgerechten Konditionen ihre Beteiligu-
ngsquote zu halten. Die Vermögensinteressen der Ak-
tionäre werden in diesem Fall dadurch gewahrt, dass 
die Aktien unter dieser Ermächtigung nur zu einem 
Preis ausgegeben werden dürfen, der den Börsenpreis 
der bereits notierten Aktien der Gesellschaft gleicher 
Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet. Der Vor-
stand wird außerdem in jedem Fall den Gegenwert für 



15

die Aktien ausschließlich im Interesse der Gesellschaft 
und ihrer Aktionäre festlegen. 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, 
ob er von der Ermächtigung Gebrauch machen wird. 
Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann er-
folgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands 
im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und 
damit ihrer Aktionäre liegt und verhältnismäßig ist. 

Der Vorstand wird über die Ausnutzung des geneh-
migten Kapitals in der jeweils folgenden Hauptversam-
mlung berichten.



III.

Weitere Angaben

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlu-
ng beträgt das Grundkapital der Cliq Digital AG EUR 
6.188.714,00 und ist eingeteilt in 6.188.714 auf den In-
haber lautende Stückaktien. Jede Aktie gewährt eine 
Stimme, so dass die Gesamtzahl der Stimmrechte im 
Zeitpunkt der Einberufung 6.188.714 Stimmen beträgt. 

Teilnahme an der Hauptversammlung und Stimmrecht-
sausübung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Aus-
übung des Stimmrechts sind gemäß § 123 AktG i.V. mit 
§ 18 der Satzung der Gesellschaft nur diejenigen Ak-
tionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung 
in Textform (§ 126b BGB) anmelden und ihren Anteils-
besitz nachweisen. 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss durch eine von 
dem depotführenden Institut in Textform (§ 126b BGB) 
erstellte und in deutscher Sprache abgefasste Bes-
cheinigung erfolgen und sich auf den Beginn des 21. 
Tages vor der Versammlung beziehen, mithin auf den 
26. April 2019 (0:00 Uhr). 

Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes 
müssen der Gesellschaft spätestens am 10. Mai 2019 
(24:00 Uhr) unter nachfolgender Adresse zugehen: 

Cliq Digital AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
Telefax: +49 89 30903-74675 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevoll-
mächtigten

Aktionäre können ihr Stimmrecht durch einen Bevol-
lmächtigten, auch durch ein Kreditinstitut oder eine 
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Vereinigung von Aktionären oder diesen gemäß § 135 
Absätze 8 und 10 AktG gleichgestellten Personen oder 
Institutionen, ausüben lassen. 

Wenn die Vollmacht weder einem Kreditinstitut, einer 
Vereinigung von Aktionären noch einer diesen gemäß 
§ 135 Absätze 8 und 10 AktG gleichgestellten Person 
oder Institution erteilt werden soll, bedürfen die Ertei-
lung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft der Tex-
tform (§ 126b BGB).

Für die Bevollmächtigung von Kreditinstituten, Ak-
tionärsvereinigungen oder anderen der in § 135 Absä-
tze 8 und 10 AktG diesen gleichgestellten Personen 
oder Institutionen sowie für den Nachweis und den 
Widerruf einer solchen Bevollmächtigung gelten die 
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere § 135 AktG. 
Die Aktionäre werden daher gebeten, sich bei der Bev-
ollmächtigung eines Kreditinstituts, einer Aktionärsv-
ereinigung oder einer nach § 135 AktG gleichgestellten 
Person oder Institution rechtzeitig mit diesen wegen 
einer möglicherweise geforderten Form der Vollmacht 
abzustimmen.

Die Gesellschaft bietet ihren Aktionären weiter die 
Möglichkeit an, sich durch von der Gesellschaft als 
Stimmrechtsvertreter benannte Mitarbeiter der Ge-
sellschaft bei der Ausübung ihres Stimmrechts in der 
Hauptversammlung vertreten zu lassen, die das Stim-
mrecht nur nach Maßgabe ihnen erteilter Weisungen 
ausüben werden. 

Auch im Fall der Vollmachterteilung sind Anmeldung 
und Nachweis des Anteilsbesitzes fristgerecht nach 
den vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Dies 
schließt eine Erteilung von Vollmachten nach An-
meldung und Nachweis des Anteilsbesitzes nicht aus.

Der Nachweis der Bevollmächtigung bzw. der Nachweis 
der Erteilung von Vollmachten und Weisungen an den 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft kann, sofern er 
nicht am Tag der Hauptversammlung an der Einlass-
kontrolle erbracht wird, per Post, per Telefax oder per 
E-Mail bis zum 15. Mai 2019 (24:00 Uhr) an folgende 
Adresse übermittelt werden:



Cliq Digital AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
Telefax: +49 89 30903-74675 
E-Mail: CliqDigital-HV2019@computershare.de 

Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Min-
derheit

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten 
Teil des Grundkapitals (das entspricht 309.436 Stück-
aktien) oder den anteiligen Betrag des Grundkapitals 
von EUR 500.000,00 erreichen, können gemäß § 122 
Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die 
Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. 
Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder 
eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Ergänzungsverlangen sind schriftlich an den Vorstand 
zu richten und müssen der Gesellschaft spätestens 
am 22. April 2019 (24:00 Uhr) bei der Gesellschaft 
eingehen. Später zugegangene Ergänzungsverlangen 
werden nicht berücksichtigt. Die Antragsteller haben 
nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor 
dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber des Mind-
estaktienbesitzes sind und dass sie die Aktien bis zur 
Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten (§ 
122 Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 1 AktG). 

Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir an die folgen-
de Adresse zu übermitteln:

Cliq Digital AG 
Immermannstr. 13 
40210 Düsseldorf

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären 
zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt sind auss-
chließlich zu richten an:

Cliq Digital AG 
Immermannstr. 13 
40210 Düsseldorf
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Etwaig zugänglich zu machende Gegenanträge und 
Wahlvorschläge müssen gemäß §§ 126 Abs. 1,127 AktG 
spätestens am 2. Mai 2019 (24:00 Uhr) bei der Ge-
sellschaft eingehen. 

Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG

Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär auf Ver-
langen in der Hauptversammlung vom Verwaltungs-
rat Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft 
zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung 
eines Gegenstands der Tagesordnung erforderlich 
ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die 
rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Ge-
sellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie auf die 
Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen. Auskunftsverlangen sind 
in der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im 
Rahmen der Aussprache zu stellen. 



IV.

Datenschutzrechtliche Betroffeneninformation für Ak-
tionäre und Aktionärsvertreter der Cliq Digital AG 

Die Cliq Digital AG verarbeitet als verantwortliche 
Stelle im Sinne von Art. 4 Nr. 7 Datenschutz-Grundver-
ordnung („DSGVO“) personenbezogene Daten (Name, 
Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, Aktiengat-
tung, Besitzart der Aktien und Nummer der Eintritts-
karte) auf Grundlage der in Deutschland geltenden 
Datenschutzbestimmungen, um den Aktionären und 
Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte im 
Rahmen der Hauptversammlung zu ermöglichen. Die 
Cliq Digital AG wird vertreten durch ihren Vorstands-
vorsitzenden Lodewijkk Lucien Voncken. In Daten-
schutzangelegenheiten erreichen Sie die Cliq Digital 
AG unter folgenden Kontaktmöglichkeiten:

Cliq Digital AG 
Immermannstr. 13 
40210 Düsseldorf  
E-Mail: GDPR@cliqdigital.com

Soweit diese personenbezogenen Daten nicht von den 
Aktionären im Rahmen der Anmeldung zur Hauptver-
sammlung angegeben wurden, übermittelt die depot-
führende Bank deren personenbezogenen Daten an die 
Cliq Digital AG. Die Verarbeitung der personenbezo-
genen Daten der Aktionäre und Aktionärsvertreter er-
folgt ausschließlich für die Abwicklung ihrer Teilnahme 
an der Hauptversammlung und auch insoweit nur in 
dem zur Erreichung dieses Zwecks zwingend erforder-
lichen Maße. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist 
Art. 6 Abs. 1 lit. (c) DSGVO. Cliq Digital AG speichert 
diese personenbezogenen Daten nur so lange, wie dies 
für den vorgenannten Zweck erforderlich ist beziehu-
ngsweise soweit Cliq Digital AG aufgrund von geset-
zlichen Vorgaben berechtigt beziehungsweise verp-
flichtet ist, personenbezogene Daten zu speichern. Für 
die im Zusammenhang mit der Hauptversammlungen 
erfassten Daten beträgt die Speicherdauer regelmäßig 
bis zu drei Jahre.

Die Dienstleister der Cliq Digital AG, welche zum 
Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung 
beauftragt werden, erhalten von der Cliq Digital AG 
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nur solche personenbezogenen Daten, welche für die 
Ausführung der beauftragten Dienstleistung erforder-
lich sind und verarbeiten die Daten ausschließlich nach 
Weisung der Cliq Digital AG. 

Im Übrigen werden die personenbezogenen Daten im 
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften Aktionären und 
Aktionärsvertretern sowie Dritten im Zusammenhang 
mit der Hauptversammlung zur Verfügung gestellt. In-
sbesondere werden Aktionäre und Aktionärsvertreter, 
die an der Hauptversammlung teilnehmen, unter Ang-
abe des Namens, des Wohnorts, der Aktienzahl und 
der Besitzart in das gemäß § 129 Abs. 1 Satz 2 AktG 
aufzustellende Teilnehmerverzeichnis der Haupt-
versammlung eingetragen. Diese Daten können von 
anderen Aktionären und Hauptversammlungsteilneh-
mern während der Hauptversammlung und von Ak-
tionären bis zu zwei Jahre danach gemäß § 129 Abs. 
4 AktG eingesehen werden. Hinsichtlich der Übermit-
tlung personenbezogener Daten an Dritte im Rahmen 
einer Bekanntmachung von Aktionärsverlangen auf 
Ergänzung der Tagesordnung sowie von Gegenanträ-
gen oder Wahlvorschlägen von Aktionären wird auf die 
entsprechenden Erläuterungen im obigen Abschnitt 
„Weitere Angaben“ verwiesen.

In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener 
Daten können die Aktionäre und Aktionärsvertreter 
von der Cliq Digital AG Auskunft über ihre personen-
bezogenen Daten gemäß Art. 15 DSGVO, Berichtigung 
ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 16 DSGVO, 
Löschung ihrer personenbezogenen Daten gemäß Art. 
17 DSGVO, Einschränkung der Verarbeitung ihrer per-
sonenbezogenen Daten gemäß Art. 18 DSGVO und 
Übertragung bestimmter personenbezogener Daten 
auf sie oder einen von ihnen benannten Dritten (Recht 
auf Datenübertragbarkeit) gemäß Art. 20 DSGVO ver-
langen.

Diese Rechte können die Aktionäre und Aktionärsver-
treter gegenüber Cliq Digital AG unentgeltlich über die 
folgenden Kontaktdaten geltend machen:

Cliq Digital AG 
Immermannstr. 13 
40210 Düsseldorf 
E-Mail: GDPR@cliqdigital.com



Zudem steht den Aktionären und Aktionärsvertretern 
gemäß Art. 77 DSGVO ein Beschwerderecht bei der 
Datenschutzaufsichtsbehörde entweder des (Bundes-) 
Landes, in dem sie ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthaltsort haben, oder des Bundeslandes Nor-
drhein-Westfalen, in dem die Cliq Digital AG ihren Sitz 
hat, zu.

Düsseldorf, im April 2019

Cliq Digital AG

Der Vorstand
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